
Weder Bürgern noch Po-
litiker macht es derzeit 
Spaß, Nachrichten zu 
hören oder Zeitungen zu 
lesen. Bei all den negati-
ven Nachrichten kommt 
P e s s i m i s m u s  a u f. 
Schnell ist der Vorwurf 
Wahlbetrug rund. Dabei 
hatte die Bundesregie-
rung sich nur auf die 
Steuerschätzung aus Mai 
2002 verlassen. In der zu-
ständigen Kommission, 
die sich jetzt massiv kor-
rigierte, sitzen übrigens 
auch CDU-Finanzminister 
aus den Bundesländern. 
Bei all den schlechten 
Nachrichten sollte nicht 
übersehen werden, dass 
die Koalition in wenigen 
Wochen Gesetze auf den 
Weg gebracht hat, die 

als „erste Hilfe“ verhin-
dern, dass das Defizit 
trotz massiven Einbruch 
bei den Steuereinnahmen 
ansteigt. Damit ist jetzt 
genug Luft da, um bis 
Mitte 2003 über grund-
sätzl iche Strukturen 
nachzudenken und dann 
schnell zu entscheiden. 
Der Wirtschaftsweise Rü-
rup hat die Riester-Rente 
als richtige Richtung be-
zeichnet. Jetzt muss die 
begonnene geförderte pri-
vate Altersvorsorge aus-
gebaut und obligatorisch 
werden. Die reale Alters-
grenze, mit der die Men-
schen in Rente gehen, 
muss von heute 60 Jah-
ren deutlich ansteigen 
und alle Bevölkerungs-
gruppen (auch Beamte 

und Politiker) in die Ren-
tenversicherung einbezo-
gen werden. 
In der Gesundheitspolitik 
muss das deutsche Sys-
tem effizienter werden. 
Für den Geldeinsatz sind 
wir in Europa nur Mittel-
maß. In Zukunft müssen 
auch Einkünfte aus Ver-
mögen in die Beiträge 
einfliessen, mehr Wettbe-
werb herrschen und e-
benfalls alle Bevölke-
rungsgruppen einbezogen 
werden.  
Gelingen diese Struktur-
reformen, wird deutlich, 
warum wir jetzt sparen 
und damit manche Men-
s c h e n  e nttäuschen 
mussten. 
 

Nach der „ersten Hilfe“ jetzt die Operation wagen 
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Die Umsetzung der 
Hartz-Vorschläge erfolgt 
auf drei Handlungsebe-
nen: Schaffung neuer Ar-
beitsplätze, Zusammen-
bringen von Arbeitslosen 
und offenen Stellen und 
Schaffung kundenfreund-
licher und effizienter 
Strukturen bei der Bun-

desanstalt für Arbeit 
(BA). Mit dem jetzt vor-
gelegten Gesetzentwurf  
stellen wir sicher, dass 
die durch die Hartz-
Kommission vorgeschla-
gene Neuordnung des 
Arbeitsmarktes in ihren 
wesentlichen Teilen 
schnellstmöglich ihre 

Wirkung entfalten kann. 
Die Gesetzentwürfe ent-
halten folgende Elemen-
te: 
• Erste Schritte für eine 

flächendeckende Ein-
führung von JobCentern  

• Erhöhung der Vermitt-
lungsgeschwindigkeit  

• Neuausrichtung des 

Weiterbildungsmarktes  
• Förderung älterer Ar-

beitnehmer  
• PersonalServiceAgen-

turen (PSA)  
• Brücken in die Selb-

ständigkeit  
• Beschäftigungspoten-

ziale in privaten Haus-
halten nutzen.  

Beschlossen: Hartz 1. Teil 

Uli Kelber im Gespräch 
mit Mitarbeitern der „

Bonner Tafel“ 



wendungen für die zusätzliche Alters-
vorsorge führen nunmehr zu geringe-

ren Rentenanpassungen. Der 
Anstieg des Beitragssatzes 
auf 19,5 Prozent führt also da-
zu, dass die Rentner und 

Rentnerinnen im darauf fol-
genden Jahr eine um et-
wa 0,4 Prozentpunkte ge-

ringere Erhöhung ihrer Ren-
ten erhalten, als dies bei einem 

stabilen Beitragssatz möglich gewe-
sen wäre. 
Die SPD-Bundestagsfraktion hält da-
her daran fest, dass mit der Renten-
reform ein guter Kompromiss zwi-
schen den Interessen der jüngeren 
und der älteren Generation gefunden 
worden ist. Zur Reduzierung der So-
zialversicherungsbeiträge kommt es 
jetzt darauf an, dass über die Schaf-
fung von Beschäftigung und der För-
derung des Wirtschaftswachstums 
eine stabile Einnahmebasis erreicht 
wird.  

zu der Absenkung der Schwankungs-
reserve, der maßvollen Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenze und 
dem Festlegen des Beitrags-
satzes in der Renten-
versicherung auf 19,5 Pro-
zent keine Alternative gibt. 
Angesichts der derzeitigen 
konjunkturellen Situation 
i s t  e s  b e s c h ä f -
tigungspolitisch sinnvoll, den 
infolge der kurzfristig verschlechter-
ten Einnahmesituation notwendigen 
Beitragssatzanstieg deutlich zu be-
grenzen. Durch die Absenkung der 
Mindestschwankungsreserve auf 0,5 
Monatsausgaben und der Erhöhung 
der Beitragsbemessungsgrenze, 
durch die Arbeitnehmer mit höherem 
Einkommen verstärkt zur solidari-
schen Finanzierung beitragen, wird 
erreicht, dass der Beitragssatz nur 
auf 19,5 Prozent ansteigt. 
In der Anhörung wurde noch einmal 
deutlich, dass die in den letzten Ta-
gen geführte Diskussion um eine ver-
m e i n t l i c h e  V e r l e t z u n g  d e r 
“Generationengerechtigkeit” nicht ge-
rechtfertigt ist: Zentraler Bestandteil 
der Rentenreform im letzten Jahr ist 
eine veränderte Anpassungsformel 
zur Fortschreibung der Renten; Be-
lastungen der erwerbsaktiven Gene-
r ation durch steigende Ren-
tenversicherungsbeiträge und Auf-

Die in der  Anhörung des Deutschen 
Bundestages befragten Sachverstän-
digen haben die zentralen Positionen 
der Regierungskoalition gestützt. 
 
1.    Die vorgesehenen Sparmaßnah-

men sind sozial gerecht. 
2.    Es wird keine Leistungskürzun-

gen für die Patienten/innen ge-
ben. 

3.    Es gibt keine vernünftige fachli-
che Alternative: Zitat AOK-
Bundesverband “Der Zug fährt in 
die richtige Richtung”. 

4.    Der Plan, dieses Gesetzespaket 
der geplanten Strukturreform 
“vorzuschalten”, ist richtig 

5.    Die finanziellen Belastungen der 
Leistungserbringer – die nieder-
gelassenen Ärzte, Apotheken, 
K r ankenhäuser und Zahn-
techniker sind gut abgewogen 
und zumutbar. 

 
Somit ist es der Regierungskoalition 
gelungen, durch die vorliegenden Ge-
setzesentwürfe ein durchdachtes, fair 
belastendes Sparpaket vorzulegen. 
Die Gesetzgebung unterstützt das 
Anliegen der gesetzlich Krankenver-
sicherten auf eine umfassende medi-
zinische Versorgung. 
Im zweiten Teil der Anhörung haben 
die Sachverständigen der Regie-
rungskoalitionen bestätigt, dass es 
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Konsolidierung Kranken– und Rentenversicherung: 
Sachverständige bestätigen den Kurs 
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Weiterführende Infor-
mationen zu den Be-
schlüssen des Bun-
destages der Woche, 
Hintergründe, Gesetz-
entwürfe sind auf der 
Internetseite der SPD-
Bundestagsfraktion zu finden. 
 

www.spdfraktion.de ... und dann war diese Woche noch ... 


